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Verlängerung der Wochenarbeitszeit –  

Zustimmungspflichtig ! 
 

 

1. Die Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit von 38,5 auf 42 Stunden ist 
eine zustimmungspflichtige Einstellung gemäß § 99 Abs. 1 BetrVG. 

2. Der Arbeitgeber muss dem Betriebsrat gemäß § 80 Abs. 2 BetrVG auch 
mitteilen, mit welchen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern er bereits die 
Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit vereinbart hat.  
LAG München v. 11.04.2007, 9 TaBV 127/06 (in Auszügen, Leitsätze vom 
Verfasser) 
 

Die Beteiligten stritten darüber, ob der Arbeitgeber vor einer Änderung der 
wöchentlichen Arbeitszeit einzelner Arbeitnehmer von 38,5 Stunden auf 42 
Stunden verpflichtet ist, gemäß § 99 Abs. 1 BetrVG die Zustimmung des Be-
triebsrates (BR) zur Einstellung einzuholen und ob die Verpflichtung besteht 
mitzuteilen, mit welchen Arbeitnehmern er eine Verlängerung der bisherigen 
Arbeitszeit vereinbart hat.  
Der für den Arbeitgeber geltende Tarifvertrag bestimmt eine regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit von 38,5 Stunden. Dieser Manteltarifvertrag ist gekün-
digt worden und befindet sich in der Nachwirkung.  
Der Arbeitgeber hat mit mehreren bei ihm schon länger beschäftigten Arbeit-
nehmern eine Verlängerung der individuellen Arbeitszeit von 38,5 Stunden 
auf 42 Stunden in der Woche einzelvertraglich vereinbart. Eine Beteiligung 
des BR hierzu ist nicht erfolgt.  
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, gemäß § 99 Abs. 1 BetrVG die Zustimmung 
des BR einzuholen, bevor er die Arbeitnehmer statt wie bisher mit regelmäßig 
38,5 Stunden wöchentlich, mit regelmäßig 42 Stunden wöchentlich beschäftigt, 
da die Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit für einzelne Arbeitnehmer 
eine Einstellung im Sinne des § 99 Abs. 1 BetrVG darstellt. Denn zum einen 
ist die Erhöhung des bisherigen Arbeitszeitvolumens von der erteilten Zustim-
mung des BR nicht gedeckt. Der Entscheidung des BR über eine Zustim-
mung zur Einstellung liegt stets der aktuell vorgesehene Arbeitszeitum-
fang zugrunde. Eine nicht unbedeutende Änderung des bisherigen Arbeits-
zeitvolumens muss deshalb zu einer neuerlichen Beurteilung führen. Zum an-
deren soll das Mitbestimmungsrecht den BR in die Lage versetzen, die Belange 
der schon beschäftigten Arbeitnehmer nach Maßgabe möglicher Zustimmungs-
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verweigerungsgründe nach § 99 Abs. 2 BetrVG gegen die beabsichtigte Einstellung geltend 
zu machen (vgl. BAG vom 25.1.2005 1 ABR 59/03 a.a.O.). Belange der Belegschaft können 
auch berührt sein, wenn der Umfang der bisher vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit eines 
Arbeitnehmers nicht unbedeutend erhöht wird. Im vorliegenden Falle sind weder Dauer noch 
Umfang der Erweiterung der arbeitsvertraglich geschuldeten Arbeitszeit unerheblich. 
Bei der Dauer geht das BAG bereits bei einer Zeit, die einen Monat überschreitet, von einer 
erheblichen Dauer aus (so BAG vom 25.1.2005 1 ABR 59/03 a.a.O.); eine erhebliche Dauer 
liegt also vor, wenn die Dauer der Erhöhung der Arbeitszeit gänzlich unbefristet ist.  
Aber auch der Umfang der Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit ist im vorliegenden 
Falle nicht unerheblich. Wird die wöchentliche Arbeitszeit eines Arbeitnehmers von 38,5 
Stunden auf 42 Stunden erhöht, so stellt dies immerhin eine Erhöhung von 3,5 Stunden = 9 % 
dar. Eine Erhöhung der Arbeitszeit um 9 % ist für den betroffenen Arbeitnehmer ge-
nauso wenig unbedeutend wie es für den betroffenen Arbeitgeber eine Verringerung der 
Arbeitszeit um 9 % wäre. 
Im Übrigen darf die Frage, ob eine Erhöhung der Arbeitszeit im Rahmen des § 99 Abs. 1 
BetrVG als beachtlich oder unbeachtlich anzusehen ist, nicht nur im Hinblick auf den einzel-
nen betroffenen Arbeitnehmer gesehen werden. Entscheidend ist auch zu berücksichtigen, 
ob durch die Aufstockung der Arbeitszeit schon beschäftigter Arbeitnehmer die Interes-
sen der übrigen Belegschaft, die ja der BR auch gemäß § 99 Abs. 1 BetrVG wahrzu-
nehmen hat, berührt sein können (vgl. BAG 25.1.2005 1 ABR 59/03 a.a.O.). Und hiervon 
ist insbesondere dann auszugehen, wenn der Arbeitgeber, wie hier, nicht nur die Arbeitszeit 
eines einzelnen Arbeitnehmers erhöhen will, sondern die Arbeitszeit von mehreren oder einer 
Vielzahl seiner Arbeitnehmer. Denn dies kann durchaus gravierende Auswirkungen auf die 
Belegschaft haben. Erhöht der Arbeitgeber nur die Arbeitszeit der im Antrag genannten Ar-
beitnehmer um 3,5 Stunden wöchentlich, so gewinnt er hierdurch eine wöchentliche Arbeits-
zeit von 49 Stunden (3,5 Stunden x 14 Arbeitnehmer) und kann damit unter Umständen 
bereits mehr als einen Arbeitsplatz einsparen. Dies könnte dazu führen, dass infolge der 
Arbeitszeiterhöhung im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer gekündigt werden oder sons-
tige Nachteile erleiden, ohne dass dies aus betrieblichen oder persönlichen Gründen gerecht-
fertigt ist; insoweit könnte der BR einen Zustimmungsverweigerungsgrund gemäß § 99 Abs. 
2 Nr. 3 BetrVG haben. Ob die Voraussetzungen für einen derartigen Zustimmungsverweige-
rungsgrund vorliegen, kann dahingestellt bleiben. Entscheidend für die Beurteilung, ob eine 
nicht unerhebliche Änderung der Arbeitszeit und damit eine Einstellung im Sinne des § 99 
Abs. 1 BetrVG vorliegt, ist, ob ein Sachverhalt gegeben ist, durch den die Interessen der übri-
gen Belegschaft berührt sein können; und dies ist dann zu bejahen, wenn ein Zustimmungs-
verweigerungsgrund aus § 99 Abs. 2 BetrVG konkret in Betracht kommt. In diesem Falle darf 
dem BR sein Recht zur Beteiligung und Mitbestimmung nicht entzogen werden. 
Der Auskunftsanspruch ist begründet. Nach § 80 Abs. 2 S. 1 BetrVG hat der Arbeitgeber den 
BR zur Durchführung seiner Auf gaben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten, und nach 
Satz 2 auf Verlangen die zur Durchführung der Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen. Im vorliegenden Fall ist der geltend gemachte Auskunftsanspruch des 
BR bereits deshalb zu bejahen, da eine Erhöhung der Arbeitszeit einzelner Mitarbeiter 
eine Einstellung im Sinne des § 99 Abs. 1 BetrVG darstellen kann und der BR somit das 
Recht und die Aufgabe hat, zu prüfen, ob auch insoweit Verfahren nach § 99 BetrVG 
durchzuführen sind. 
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